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Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsidenten Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
169. Sitzung am 21. Dezember 1956 beschlossen hat, hinsichtlich 
des vom Deutschen Bundestag am 6. Dezember 1956 verabschiedeten 

Gesetzes über die Fürsorge für Körperbehinderte 
und von einer Körperbehinderung bedrohte 
Personen (Körperbehindertengesetz) 

- Drucksachen 2885, 1594 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


gez. Dr. Sieveking 


Bonn, den 21. Dezember 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 7. Dezember 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme über- 
sandt. 


Dr. Sieveking 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg 



BUNDESRAT 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Gesetz über die Fürsorge für Körperbehinderte und von einer 
Körperbehinderung bedrohte Personen (Körperbehindertengesetz) 


1. Zu § 5 

a) In Absatz 2 Buchstabe e sind hinter den 
Worten „im Einvernehmen mit dem Lan- 
desarzt“ die Worte einzufügen „und dem 
Kostenträger“; die Worte „der Fürsorge- 
verband“ sind zu streichen. 

b) Absatz 4 Satz 2 ist wie folgt neu zu 
fassen: 

„Der Landesarzt hat seine Entscheidung 
über den Heilplan im Einvernehmen mit 
dem Kostenträger zu treffen und im Hin- 
blick auf . . . 

Begründung zu a) und b) 

Der Kostenträger ist verpflichtet, die als not- 
wendig festgestellten Heilmaßnahmen, Ein- 
gliederungsrnaßnahmen und sonstigen für- 
sorgerischen Hilfen durchzuführen. Es muß 
ihm daher auch ein Einfluß eingeräumt wer- 
den, der seine Erfahrung und seine Möglich- 
keiten mitbestimmend werden läßt. Die 
schwache Form der „Beteiligung“ reicht hier- 
für nicht aus. Sie wird auch im Regelfälle der 
Kostenträgerschaft des Landesfürsorgever- 
bandes und dem Sinn von § 7 des Gesetzes 
nicht gerecht, nach welchem die Landesfür- 
sorgeverbände Mittelpunkt der Körperbehin- 
dertenfürsorge sein sollen. 


2. Zu §§ 7 und 18 

a) In § 7 Abs. 2 ist Satz 1 zu streichen. 

b) In § 18 ist folgender neuer Absatz 2 ein- 
zufügen: 

„(2) § 1 Abs. 1 Satz 2 der Vierten Ver- 
ordnung zur Vereinfachung des Fürsorge- 
rechts vom 9. November 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 323) tritt außer Kraft.“ 

Absatz 2 wird Absatz 3. 

Begründung zu a) und b) 

Die fürsorgerechtliche Zuständigkeit in der 
außerordentlichen Fürsorge ist durch § 1 der 
Vierten Vereinfachungsverordnung geregelt. 
Die Verordnung wird durch das Gesetz nicht 
aufgehoben. Es ist daher zweckmäßiger und 
gesetzestechnisch richtiger, die Zuständig- 
keitsänderung bezüglich der volljährigen 
Krüppelsiechen durch Streichung des § 1 

Abs. 1 Satz 2 der Verordnung herbeizufüh- 
ren. Zudem würde sich bei Beibehaltung des 
Satzes 2 die Zuständigkeit des Landesfür- 
sorgeverbandes aus zwei Gesetzen ergeben, 
für minderjährige körperbehinderte Sieche 
aus § 1 der Vierten Verordnung und für 
Volljährige aus dem vorliegenden Gesetz, 
wobei sich beide auch noch widersprechen. 
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